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Text 

§ 14a. (1) Schriftsätze und Beilagen zu Schriftsätzen, Ausfertigungen von Erledigungen des 
Verfassungsgerichtshofes sowie Kopien von Schriftsätzen und Beilagen können nach Maßgabe der 
technischen Möglichkeiten auf folgende Weise wirksam elektronisch eingebracht bzw. übermittelt 
werden: 

 1. im Weg des elektronischen Rechtsverkehrs oder 

 2. über elektronische Zustelldienste nach den Bestimmungen des 3. Abschnittes des Zustellgesetzes 
– ZustG, BGBl. Nr. 200/1982. 

(2) Der Präsident kann nach Anhörung der sonstigen Mitglieder durch Verordnung nach Maßgabe 
der technischen Möglichkeiten die Einbringung bzw. Übermittlung von Dokumenten im Sinne des Abs. 1 
durch Anwendung eines anderen sicheren Verfahrens, das die Authentizität und die Integrität des 
übermittelten elektronischen Dokuments sicherstellt, insbesondere durch elektronische Vorschreibung im 
elektronischen Akt oder mit auf der Website www.vfgh.gv.at abrufbaren elektronischen Formblättern, für 
zulässig erklären. 

(3) Auf den elektronischen Rechtsverkehr (Abs. 1 Z 1) sind die §§ 89a Abs. 2, 89c Abs. 1 und 89d 
des Gerichtsorganisationsgesetzes – GOG, RGBl. Nr. 217/1896, sinngemäß anzuwenden. Der Präsident 
hat nach Anhörung der sonstigen Mitglieder durch Verordnung die nähere Vorgangsweise bei der 
Einbringung bzw. Übermittlung von Schriftsätzen und von Beilagen zu Schriftsätzen, von Ausfertigungen 
von Erledigungen des Verfassungsgerichtshofes sowie von Kopien von Schriftsätzen und Beilagen im 
Weg des elektronischen Rechtsverkehrs (Abs. 1 Z 1) festzulegen; dazu gehören insbesondere Regelungen 
über die zulässigen elektronischen Formate und Signaturen sowie über die Ausgestaltung der 
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automationsunterstützt hergestellten Ausfertigungen einschließlich der technischen Vorgaben für die 
elektronische Signatur des Verfassungsgerichtshofes und deren Überprüfung. In der Verordnung kann 
vorgesehen werden, dass sich die Einbringer einer Übermittlungsstelle zu bedienen haben. 

(4) Soweit eine elektronische Einbringung von Schriftsätzen und von Beilagen zu Schriftsätzen für 
zulässig erklärt ist, sind Rechtsanwälte (§ 17 Abs. 2) zu dieser Form der Einbringung verpflichtet. Soweit 
Behörden über die technischen Möglichkeiten verfügen, sind auch sie zu dieser Form der Einbringung 
verpflichtet. Ein Verstoß gegen diese Verpflichtung ist wie ein Mangel im Sinne des § 18 zu behandeln, 
der zu verbessern ist. 

(5) Für die durch den Einsatz der Informations- und Kommunikationstechnik verursachten Schäden 
aus Fehlern bei der Führung der Geschäfte des Verfassungsgerichtshofes einschließlich der 
Angelegenheiten der Justizverwaltung haftet der Bund. Die Haftung ist ausgeschlossen, wenn der 
Schaden durch ein unabwendbares Ereignis verursacht wird, das weder auf einem Fehler in der 
Beschaffenheit noch auf einem Versagen der Mittel der automationsunterstützten Datenverarbeitung 
beruht. Im Übrigen ist das Amtshaftungsgesetz – AHG, BGBl. Nr. 20/1949, anzuwenden. Bei Daten, die 
an den Verfassungsgerichtshof übermittelt worden sind, haftet der Bund im Fall des Abs. 1 Z 1 ab ihrem 
Einlangen bei der Bundesrechenzentrum GmbH, sonst ab ihrem Einlangen in den elektronischen 
Verfügungsbereich des Verfassungsgerichtshofes; bei Daten, die vom Verfassungsgerichtshof zu 
übermitteln sind, haftet der Bund bis zu ihrem Einlangen in den elektronischen Verfügungsbereich des 
Empfängers. 

(6) Der Bundesrechenzentrum GmbH und der ARGE ELAK GmbH & Co OG obliegt nach Maßgabe 
ihrer maschinellen und personellen Ausstattung die Mitwirkung an der automationsunterstützten 
Abwicklung von gesetzlichen Aufgaben des Verfassungsgerichtshofes als Dienstleister (§ 4 Z 5 des 
Datenschutzgesetzes 2000 – DSG 2000, BGBl. I Nr. 165/1999), soweit dies im Interesse der 
Zweckmäßigkeit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist. 
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